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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde zu Beginn des Jahres 1994 von der Abtei-
lung für Rechtswissenschaft der Ruhr-Universität Bochum als Dissertation an-
genommen; das Manuskript wurde im Herbst 1993 abgeschlossen. 

Weitgehend nicht berücksichtigt werden konnte daher das literarische 
Echo auf das die Auslegung des § 41 Abs. 4 Satz 3 SGB VI in der bis zum 1. 
August 1994 geltenden Fassung betreffende,  von vielen als überraschend 
empfundene Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 30. Oktober 1993 - 7 AZR 
135/93. 

Ebensowenig konnte die schnelle Reaktion des Gesetzgebers auf die ge-
nannte Entscheidung des BAG, nämlich die zum 1. August 1994 in Kraft  ge-
tretene - durch eine Übergangsregelung ergänzte - Neuregelung des §41 
Abs. 4 Satz 3 SGB VI durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch vom 26. Juli 1994 - SGB VI ÄndG - (BGBl. I, S. 
1797), im Rahmen dieser Arbeit gewürdigt werden. 

Mit der Neufassung des § 41 Abs. 4 Satz 3 SGB VI scheint die Kontrover-
se um die Zulässigkeit an das Erreichen des Rentenalters anknüpfender kollek-
tiwertraglicher Altersgrenzenregelungen gelöst. Nach Meinung mancher ist 
hingegen durch die legislative Entscheidung kein Schlußstrich unter die Pro-
blematik gezogen, die Debatte vielmehr erst recht entfacht worden, da die ver-
fassungsrechtlichen Zweifel an der Vereinbarkeit solcher Regelungen mit Art. 
12 Abs. 1 GG durch die Neuformulierung  nicht beseitigt worden seien. Ob Al-
tersgrenzenregelungen in Tarifverträgen  oder Betriebsvereinbarungen, die vor 
dem Inkrafttreten  der Neuregelung als unwirksam angesehen worden wären, 
eine mögliche Kontrolle durch das Bundesverfassungsgericht  überlebten, blei-
be daher abzuwarten tEhrich,  BB 1994, 1633 (1635)). Allerdings muß der Be-
schluß des Bundesverfassungsgerichts  vom 8. November 1994 - 1 BvR 
1814/94 - , die Anwendung der Übergangsregelung lediglich bis zum 31. März 
1995 auszusetzen, wohl als Indiz für eine positive Stellungnahme des Gerichts 
zur Frage der verfassungsrechtlichen  Zulässigkeit kollektiwertraglicher Al-
tersgrenzenregelung gewertet werden (Hanau,  DB 1994, 2501). 

Königswinter, im April 1995 Ralf  Bergner 
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Α. Einleitung 

I. Problemstellung 

Eines der charakteristischen Merkmale des Arbeitsrechts ist die Vielzahl 
der rechtlichen Faktoren, die auf die Gestaltung des durch den Arbeitsvertrag 
begründeten Arbeitsverhältnisses einwirken. Während andere zivilrechtliche 
Vertragsbeziehungen im wesentlichen allein noch durch die staatliche Gesetz-
gebung beeinflußt werden, ergibt sich die inhaltliche Ausgestaltung des Ar-
beitsverhältnisses in großem Umfang aus anderen Rechtsquellen.1 Vor allem 
die kollektivrechtlichen Gestaltungsmittel des Tarifvertrages  und der Betriebs-
vereinbarung haben erhebliche Bedeutung für den Inhalt der Arbeitsbedingun-
gen. 

Die Existenz verschiedener auf das Arbeitsverhältnis einwirkender Norm-
bereiche führt  beim Zusammentreffen  mehrerer arbeitsrechtlicher Gestaltungs-
faktoren zu Normkonkurrenzen.2 deren rechtliche Lösung zudem den Beson-
derheiten spezifisch arbeitsrechtlicher - unter dem Oberbegriff  der „Allgemei-
nen Arbeitsbedingungen" zusammengefaßter und gleichsam in der Grauzone 
zwischen individuellem und kollektivem Arbeitsrecht angesiedelter - Rechts-
institute angemessen Rechnung zu tragen hat. 

Kollisionslagen zwischen arbeitsvertraglichen Vereinbarungen und tarifli-
chen Regelungen hat der Gesetzgeber in § 4 Abs. 1 TVG dahingehend gelöst, 
daß die den Inhalt, den Abschluß oder die Beendigung von Arbeitsverhältnis-
sen ordnenden Rechtsnormen des Tarifvertrages  zwischen den unter den Gel-
tungsbereich des Tarifvertrages  fallenden beiderseits Tarifgebundenen unmit-
telbar und zwingend gelten. Die unmittelbare  Wirkung tariflicher  Normen 
besteht darin, daß ihre Geltung für die Betroffenen  unabhängig von deren 
Kenntnis oder Billigung ohne weiteres eintritt und keines zusätzlichen Trans-
formationsaktes bedarf.  Folge des zwingenden  Charakters ist es. daß in den 
erfaßten Rechtsbeziehungen von der tariflichen Regelung nicht abgewichen 
werden darf. 3 

1 Lieb,  Arbeitsrecht, § 3 I (S. 42). 
2 Zu den verschiedenen Konkurrenzlagen a u s f ü h r l i c h Z f A  1989, 577 (583 ff). 
3 BAG (GS) AP Nr. 17 zu § 77 BetrVG; Zöllner/Loritz,  § 36 I (S. 354). 

2 Bcrgncr 
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Die zwingende Wirkung tarifVertraglicher  Normen gilt allerdings nicht 
uneingeschränkt. Abweichende Abmachungen der Arbeitsvertragsparteien 
sind gem. § 4 Abs. 3 TVG - sofern sie nicht (1. Alt.) der Tarifvertrag  selbst 
gestattet - zulässig, soweit sie (2. Alt.) eine Änderung der Regelung zugunsten 
des Arbeitnehmers  enthalten. 

Die letztgenannte Bestimmung, die im Hinblick auf die in § 4 Abs. 1 TVG 
angeordnete Unabdingbarkeit nur eines der beiden Teilelemente einer umfas-
senderen, lediglich gesetzestechnisch getrennt geregelten Kollisionsnorm im 
Sinne einer nur einseitig, eben zugunsten des Arbeitnehmers zwingenden 
Wirkung der Tarifnormen darstellt,4 wird gemeinhin als „Günstigkeitsprin-
zip  " 5 bezeichnet. 

In jüngerer Zeit ist nun eine Diskussion über Inhalt und Reichweite des 
Günstigkeitsprinzips in Gang gekommen, in der das überkommene Verständ-
nis dieses Grundsatzes einer kritischen Revision unterzogen und mitunter 
ernsthaft  in Frage gestellt wird. Einzelne Beiträge münden in das Postulat 
einer „Neudefinition des Günstigkeitsprinzips"6; andere werfen die Frage auf, 
ob nunmehr „eine neue Dimension des Günstigkeitsprinzips" erkennbar wird7. 
Eine „den modernen Entwicklungen des Arbeitslebens entsprechende 
Uminterpretation der einschlägigen Normen des TVG"8 soll nach im Vor-
dringen begriffener  Lehre auch fur das herkömmliche Verständnis des in § 4 
Abs. 3 TVG geregelten Günstigkeitsvergleichs zwischen Tarifnorm und Ar-
beitsvertrag geboten sein. 

Den äußeren Anlaß für eine neuerliche intensive Beschäftigung mit dem 
Günstigkeitsprinzip gab - vor dem Hintergrund der in den Tarifrunden  seit 
1984 in verschiedenen Branchen vereinbarten Verkürzung der tariflichen 
Wochenarbeitszeit - insbesondere die Frage, ob Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

4 Wiedemann/Stumpf,  § 4 Rz. 214; Motzke,  Günstigkeitsprinzip, 15 f. Es ist daher mißverständ-
lich, die Beziehung zwischen der Unabdingbarkeit der Tarifnormen und dem Günstigkeitsprinzip im 
Sinne eines Regel/Ausnahme-Verhältnisses zu interpretieren  (Jacobi,  232 und 236; Kreis,  RdA 1961, 
97 (98); Nikisch,  Arbeitsrecht II, § 82 I 2 (S. 419 Fn. 5); aA Kronenberg,  45: Unabdingbarkeit der 
Tarifnormen sei die Regel) und daraus etwa Schlußfolgerungen fur die Behandlung jener Fallgestal-
tungen zu ziehen, in denen die Günstigkeit einer Regelung nicht eindeutig feststellbar ist (Bengelsdorf, 
ZfA 1990, 563 (597); Joost,  ZfA 1984, 173 (183 Fn. 39)). 

5 Nipperdey  in Hueck/Nipperdey, Arbeitsrecht I I / l , § 30 I 3 (S. 573); Nipperdey,  Herschel-FS, 
10 (14): „Begünstigungsprinzip"·,  kritisch zum Begriff  des Günstigkeitsprinzips Heinze  (NZA 1991, 
329 (332)), da er den Vorrang der individuellen Privatautonomie vor der Kollektivautonomie verbal 
ausblende. 

6Hoehn,  72 ff. 
7 Vgl. Zachert,  DB 1984, 986; ders.,  Rechtsgutachten, 56. 
8 Zöllner,  DB 1989, 2121 (2126). 
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trotz tarifVertraglicher Verkürzung der Wochenarbeitszeit unter Berufung auf 
das Günstigkeitsprinzip einzelvertraglich - bei entsprechend höherem Lohn -
eine längere Arbeitszeit vereinbaren können.9 

Bisher hatten die Tarifvertragsparteien,  aber auch die ganz überwiegende 
Lehre10 die arbeitsvertragliche Festlegung einer längeren als der tariflichen 
Wochenarbeitszeit kategorisch als eine für den Arbeitnehmer ungünstigere 
Regelung betrachtet, die keine Wirksamkeit über § 4 Abs. 3 TVG erlangen 
könne. Inzwischen ist jedoch ein merklicher Wandel in dieser Bewertung zu 
beobachten. Die fortschreitende  Verkürzung der Arbeitszeit hat die die Entfal-
tungsfreiheit  der Arbeitsvertragsparteien beschränkende Wirkung tarifVertrag-
licher Arbeitszeitnormen in wachsendem Maße bewußt gemacht. Forderungen 
werden laut, daß nunmehr „der Individualarbeitsvertrag aufzuwerten" sei und 
dem Arbeitnehmer mehr individuelle Wahlrechte eingeräumt werden müß-
ten.11 Jedenfalls findet die Auffassung,  daß die arbeitsvertragliche Vereinba-
rung einer über den Tarif  hinausgehenden Arbeitszeit - im Einzelfall oder 
generell - auch günstiger sein könne, mittlerweile zunehmende Verbreitung.12 

Gegenwärtig scheint allerdings das Ziel weiterer Verkürzungen der Wo-
chenarbeitszeit nicht mehr durchweg oberste Priorität im Katalog der tarifpo-
litischen Zielsetzungen der Gewerkschaften zu genießen13 und ein tarifpoliti-

9 Zum Stand der Diskussion: Hromadka.  DB 1992. 1042. 
10 Nipperdey  in Hueck/Nipperdey. Arbeitsrecht II/K § 29 IV 2 a (S. 565 f. Fn. 12); Richardi, 

Kollektivgewalt. 383 f.; Hlotzke,  Günstigkeitsprinzip, 80; weitere Nachweise bei Wiedemann/Stumpf, 
§ 4 Rz. 242. 

11 Keuchel,  48 (50). 
12 Hromadka  (DB 1992. 1042) bezeichnet diese Auffassung  bereits als herrschende Lehre. 
1 3 Für die IG Metall  erklärte ihr damaliger Vorsitzender Franz Steinkühler  am 23.9.1992, eine 

weitere Verkürzung der Arbeitszeit „zur Zeit kein Thema" (General-Anzeiger [Bonn], 24.9.1992). Die 
IG Metall wolle jetzt anderen Gewerkschaften „Zeit zum Aufholen geben". Vgl. auch das vom Vor-
stand der IG Metall im Februar 1991 veröffentlichte  Konzept „Tarifreform  2000 - Ein Gestaltungs-
rahmen für die Industriearbeit der Zukunft" (siehe dazu die Darstellung von Lang/Unterhinninghofen 
in RdA 1992, 179 und 185), das Arbeitszeitfragen  nicht unter den künftig im Vordergrund stehenden 
Regelungsbereichen auffuhrt.  Der neue Vorsitzende Klaus Zwickel  kündigte hingegen an, die Arbeits-
zeitverkürzung in allen Formen müsse wieder stärker auf die Tagesordnung der Tarifpolitik (Handels-
blatt, 22.11.1993). 
Die ÖTV  räumt der Sicherung der Reallöhne die absolute Priorität ein; weitere Arbeitszeitverkürzun-
gen sollten und dürften nicht zu Lasten der Einkommenserhöhungen gehen (General-Anzeiger [Bonn], 
30.9.1992; Handelsblatt, 23./24.1.1993). 
Der neue Vorsitzende der IG Medien,  Detlev Hensche,  mahnt eine beschäftigungspolitische Offensive 
der Gewerkschaften an. Damit es zu Neueinstellungen komme, müsse die Arbeitszeit in möglichst 
großen Schritten weiter verkürzt werden (Handelsblatt, 16.8.1993) 
Die HBV  ist grundsätzlich bereit, das Thema weiterer Arbeitszeitverkürzungen als Gegenleistung fur 
die Einführung einer Vomihestandsregelung in den neuen Bundesländern bis 1995 zurückzustellen 
(Handelsblatt, 30./31.1.1993); im nordrhein-westfälischen  Einzel- und Großhandel strebt sie an, die 
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